
 

VwV zu § 29 StVO „Übermäßige Straßenbenutzung“  

(Stand: 22.09.2015) 

- Auszüge -  

     Zu Absatz 1 

 Zu Absatz 2 

  I.  Erlaubnispflichtige Veranstaltungen 

  1.  Motorsportliche Veranstaltungen 

  2.  Weitere Veranstaltungen  

    

9   Erlaubnispflichtig sind 

    

  a)  Radrennen, Mannschaftsfahrten und vergleichbare Veranstaltungen, 

    

  b)  

Radtouren, wenn mehr als 100 Personen teilnehmen oder wenn mit 

erheblichen Verkehrsbeeinträchtigungen (i. d. R. erst ab Landesstraße) zu 

rechnen ist, 

    

10   c)   
Volkswanderungen und Volksläufe, wenn mehr als 500 Personen teilnehmen 

oder das überörtliche Straßennetz (ab Kreisstraße) beansprucht wird, 

    

11   d)   

Umzüge bei Volksfesten u. ä., es sei denn, es handelt sich um  ortsübliche 

Prozessionen und andere ortsübliche kirchliche Veranstaltungen sowie  kleinere 

örtliche Brauchtumsveranstaltungen.  

    

12   e)   
Nicht erlaubnispflichtig sind Versammlungen und Aufzüge im Sinne des § 14 des 

Versammlungsgesetzes. 

  



    

  II.  Allgemeine Grundsätze 

    

13   
Die Erlaubnisbehörde ordnet alle erforderlichen Maßnahmen an und knüpft die 

Erlaubnis insbesondere an folgende Auflagen und Bedingungen: 

    

14   1.   

Veranstaltungen sollen grundsätzlich auf abgesperrtem Gelände durchgeführt 

werden. Ist eine vollständige Sperrung wegen der besonderen Art der 

Veranstaltung nicht erforderlich und nicht verhältnismäßig, dürfen nur 

Straßen benutzt werden, auf denen die Sicherheit oder Ordnung des 

allgemeinen Verkehrs nicht beeinträchtigt wird. Zu Rennveranstaltungen vgl. 

Rn. 4 und 8 [Verweis bezieht sich auf motorsportliche Rennveranstaltungen. 

Aber: Sperrung für den allgemeinen Verkehr, Straßen mit untergeordneter 

Verkehrsbedeutung, zumutbare Umleitungsstrecke]. 

    

15   2.   

Die Erlaubnispflicht erstreckt sich auch auf Straßen mit tatsächlich 

öffentlichem Verkehr; für deren Benutzung ist zusätzlich die Zustimmung des 

Verfügungsberechtigten erforderlich. 

    

16   3.   

Auf das Erholungs- und Ruhebedürfnis der Bevölkerung ist besonders 

Rücksicht zu nehmen. Veranstaltungen, die geeignet sind, die Nachtruhe der 

Bevölkerung zu stören, dürfen für die Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr nicht erlaubt 

werden. 

    

17   4.   

Eine Erlaubnis darf nur Veranstaltern erteilt werden, die die Gewähr dafür 

bieten, dass die Veranstaltung entsprechend den Bedingungen und Auflagen 

der Erlaubnisbehörde abgewickelt wird. Diese Gewähr bietet ein Veranstalter 

in der Regel nicht, wenn er eine erlaubnispflichtige Veranstaltung ohne 

Erlaubnis durchgeführt oder die Nichtbeachtung von Bedingungen und 

Auflagen einer erlaubten Veranstaltung zu vertreten hat.  

    

18   5.   

Die Erlaubnisbehörde hat sich vom Veranstalter schriftlich seine Kenntnis 

darüber bestätigen zu lassen, dass die Veranstaltung eine Sondernutzung i.S.d. 

§ 8 des Bundesfernstraßengesetzes bzw. der entsprechenden Bestimmungen 

in den Straßengesetzen der Länder darstellt. In der Erklärung ist insbesondere 



die Kenntnis über die straßenrechtlichen Erstattungsansprüche zu bestätigen, 

wonach der Erlaubnisnehmer alle Kosten zu ersetzen hat, die dem Träger der 

Straßenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. Das zuständige 

Bundesministerium gibt ein Muster einer solchen Erklärung nach Anhörung 

der obersten Landesbehörden im Verkehrsblatt bekannt. Diese ist bei allen 

Veranstaltungen mit der Antragstellung zu verlangen. Im Übrigen bleiben die 

gesetzlichen Vorschriften über die Haftpflicht des Veranstalters unberührt. 

Hierauf ist im Erlaubnisbescheid hinzuweisen.  

    

19   6.   

In den Erlaubnisbescheid ist zudem aufzunehmen, dass der 

Straßenbaulastträger und die Erlaubnisbehörde keinerlei Gewähr dafür 

übernehmen, dass die Straßen samt Zubehör durch die Sondernutzung 

uneingeschränkt benutzt werden können und den Straßenbaulastträger im 

Rahmen der Sondernutzung keinerlei Haftung wegen Verletzung der 

Verkehrssicherungspflicht trifft. 

    

20   7.   

Die Erlaubnisbehörde hat den Abschluss von Versicherungen zur Abdeckung 

gesetzlicher Haftpflichtansprüche (vgl. Rn. 18) mit folgenden 

Mindestversicherungssummen zu verlangen: 

    

21   -   Bei Veranstaltungen mit Kraftwagen und bei gemischten Veranstaltungen 

    

  
500.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person mindestens  

150 000 €), 

    

  100.000 € für Sachschäden, 

    

  20.000 € für Vermögensschäden; 

    

22   -   bei Veranstaltungen mit Motorrädern und Karts 

    

  
250.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person mindestens 

150.000 €), 



    

  50.000 € für Sachschäden, 

    

  5.000 € für Vermögensschäden; 

    

23   -   
bei Radsportveranstaltungen, anderen Veranstaltungen mit Fahrrädern 

(Rn. 9) und sonstigen Veranstaltungen (Rn. 10)  

    

  
250.000 € für Personenschäden (für die einzelne Person mindestens 

100 000 €), 

    

  50.000 € für Sachschäden, 

    

  5.000 € für Vermögensschäden. 

    

    

31   10.   

Bei Bedarf ist im Streckenverlauf, insbesondere an Gefahrenstellen, der 

Einsatz zuverlässiger, kenntlich gemachter Ordner (z.B. durch Armbinden oder 

Warnwesten) aufzuerlegen. Diese sind darauf hinzuweisen, dass ihnen keine 

polizeilichen Befugnisse zustehen und dass sie den Weisungen der Polizei 

unterliegen. 

    

32   11.   

Soweit es die Art der Veranstaltung zulässt, ist zudem zu verlangen, Anfang 

und Ende der Teilnehmerfelder durch besonders kenntlich gemachte 

Fahrzeuge (Spitzen- und Schlussfahrzeug) oder Personen anzuzeigen.  

    

33   12.   
Dem Veranstalter kann aufgegeben werden, in der Tagespresse und in sonst 

geeigneter Weise rechtzeitig auf die Veranstaltung hinzuweisen. 

    



34   13.   

Im Erlaubnisbescheid ist darauf hinzuweisen, dass die Teilnehmer an einer 

Veranstaltung kein Vorrecht im Straßenverkehr genießen und, ausgenommen 

auf gesperrten Straßen, die Straßenverkehrsvorschriften zu beachten haben. 

    

  III.  Erlaubnisverfahren 

    

35  1.   Allgemeines 

    

  a)  

Für das Verfahren werden im zuständigen Bundesministerium nach Anhörung 

der zuständigen obersten Landesbehörden Formblätter (z.B. für die 

Erklärungen) herausgegeben und im Verkehrsblatt veröffentlicht.  

    

36   b)   

Autorennen, Motorradrennen und Sonderprüfungen mit Renncharakter 

betreffende Anträge sind nur zu bearbeiten, wenn zugleich Gutachten von 

Sachverständigen insbesondere die Geeignetheit der Fahrtstrecken und die 

gebotenen Sicherungsmaßnahmen betreffend vorgelegt werden. 

Streckenabnahmeprotokolle von bundesweiten 

Motorsportdachorganisationen (z. B. DMSB, DAM und DASV) sind Gutachten 

in diesem Sinne. 

    

37   c)   

Es sind die Polizei, die Straßenverkehrsbehörden, die Behörden der 

Straßenbaulastträger, die Forstbehörden und die Naturschutzbehörden zu 

hören, soweit ihr Zuständigkeitsbereich berührt wird. Werden Bahnstrecken 

höhengleich (Bahnübergänge) gekreuzt, sind die betroffenen 

Eisenbahninfrastrukturunternehmen anzuhören.  

    

38   d)   

Werden Forderungen von den nach Buchstabe c gehörten Stellen erhoben, 

sollen diese im Erlaubnisbescheid durch entsprechende Bedingungen und 

Auflagen berücksichtigt werden. Forderungen des Straßenbaulastträgers und 

des Eisenbahninfrastrukturunternehmens sind zwingend zu berücksichtigen. 

Können Behörden die Erstattung von Aufwendungen für besondere 

Maßnahmen aus Anlass der Veranstaltung verlangen, so hat sich der 

Antragsteller schriftlich zu deren Erstattung zu verpflichten (vgl. Rn. 18). Eine 

vom Straßenbaulastträger geforderte Sondernutzungsgebühr ist im 

Erlaubnisbescheid gesondert festzusetzen. 



    

39   e)   
Die Erlaubnis soll erst dann erteilt werden, wenn die beteiligten Behörden und 

Stellen gegen die Veranstaltung keine Bedenken geltend gemacht haben. 

    

    

    

  4.  Radrennen, Mannschaftsfahrten und vergleichbare Veranstaltungen 

    

61   a)   
Sie sollen möglichst nur auf Straßen mit geringer Verkehrsbedeutung erlaubt 

werden. 

    

62   b)   
Die Zahl der zur Sicherung der Veranstaltung erforderlichen Begleitfahrzeuge 

ist im Erlaubnisbescheid festzulegen, sie sind besonders kenntlich zu machen. 

    

63   c)   

Die jeweiligen Streckenabschnitte müssen in der Regel vom übrigen 

Fahrverkehr freigehalten werden. Dies ist entweder durch Sperrungen oder 

durch Weisungen der Polizei sicherzustellen.  

    

  5.  Sonstige Veranstaltungen 

    

64   a)   
Volkswanderungen, Volksläufe und Radtouren sollen nur auf abgelegenen 

Straßen (Gemeindestraßen, Feld- und Waldwegen) zugelassen werden. 

    

65   b)   

Vom Veranstalter ist ausreichender Feuerschutz (wegen evtl. 

Waldbrandgefahr), die Vorhaltung eines Sanitätsdienstes und von 

hygienischen Anlagen zu verlangen.  

    

66   c)   In der Regel ist zu verlangen, dass die Teilnehmer in Gruppen starten.“ 

 


